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Die mangelnde (Grund-) Ausbildung und Erwerbslosigkeit respektive problematische Integration in 
den ersten Arbeitsmarkt und die unterdurchschnittlichen Einkommen hängen oft zusammen. Dies 
ist auch vielfach nachgewiesen. Menschen, welche, wenn überhaupt, nur die obligatorische Schule 
abgeschlossen haben und meist auch über ein geringes Einkommen verfügen, nehmen viel 
weniger an (beruflichen) Weiterbildungen teil als höher Qualifizierte. Dies führt dazu, dass die 
bestehenden sozioökonomische Ungleichheiten weiter verstärkt werden. 

Eine Verbesserung der Grundkompetenzen bei Erwachsenen würde sich für die Gesellschaft 
auszahlen. Sie kann eine ungenügende Grundbildung ausgleichen und den Erwerb von 
Qualifikationen ermöglichen, die vom Arbeitsmarkt gefordert werden. Dies dient sowohl der 
Selbstverwirklichung der Betroffenen als auch dem Bildungsstandort Schweiz. Erwerbstätige in 
Tieflohnbrachen, bildungsferne und einkommensschwache Personen sollten durch die Einführung 
von Bildungsbeiträgen zur Teilnahme an Weiterbildungsangeboten motiviert werden. Dadurch 
können sie ihren Wissensstand erweitern, werden befähigt, selbstverantwortlich lebenslanges 
Lernen zu planen und weitere Berufsperspektiven zu erschliessen. Diverse nationale (z.B. im 
Rahmen der Arbeitskräfteerhebung SAKE) sowie internationale Studien belegen, dass sich das 
Risiko der Erwerbslosigkeit mit zunehmendem Bildungsstand verringert. Menschen mit hohem 
Bildungsgrad profitieren bereits von staatlichen Unterstützungsleitungen. Es entspricht demnach 
einer Frage gesellschaftlicher Gerechtigkeit, dass auch Personen mit geringer Grundbildung und 
tiefem Einkommen von Staat einen Beitrag zur persönlichen Weiterbildung erhalten. Denn gerade 
in Niedriglohnsektoren gibt es wenige konkrete Weiterbildungsmöglichleiten und 
Unterstützungsangebote. Man spricht dabei von der sogenannten „Low-Skill / Bad-Job-Trap". Dass 
kaum mehr von abgeschlossenen Ausbildungsprozessen ausgegangen werden kann, zeigen auch 
die gesellschaftlichen Entwicklungen. Auf kantonaler sowie nationaler Ebene geht es vielmehr 
darum, sinnvolle, koordinierte und nachhaltige Konzepte zum lebenslangen Lernen für alle zu 
erarbeiten, besonders mit gezielten Massnahmen zur Einbindung wenig Qualifizierter. In mehreren 
Schweizer Städten, wie z. B. Genf, Zürich und Appenzell werden solche Massnahmen bereits 
erfolgreich umgesetzt. 

Chancengleiche und fundierte Gesellschaftspartizipationen können nur durch gerechte 
Bildungspartizipation erfolgen. 

Deshalb bitten die Unterzeichnenden den Regierungsrat Bildungsbeiträge zur Förderung von 
Personen ohne obligatorische Schul- und Berufsbildung an Weiterbildungsangebote einzuführen 
beziehungsweise eine entsprechende gesetzliche Grundlage auszuarbeiten und somit - 
insbesondere, finanziell - einen chancengleichen Zugang für alle zur Ressource „Bildung" zu 
schaffen. Personen, welche seit mindestens drei Jahren im Kanton Basel-Stadt wohnen, welche 
über einen geringen Bildungsgrad verfügen und deren Bruttoeinkommen einen bestimmten Betrag 
nicht übersteigt, sollen Anspruch auf einen Bildungsbeitrag erhalten. 
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